
langfristig ihren qualifizierten Fachkräfte­

Nachwuchs zu sichern, der genau ihren be­

trieblichen Anforderungen entspricht. Denn: 

wer die Märkte von morgen erobern, wer 

Kunden gewinnen und im Wettbewerb beste­

hen will, braucht gut qualifizierte Mitarbei­

ter. Das Bildungssystem muß sich insbeson­

dere auf die Zukunftsbereiche konzentrieren. 

Nur hier werden in den nächsten Jahren ver­

stärkt neue Arbeitsplätze und somit Ausbil­

dungsplätze für geeignete und leistungswilli­

ge Auszubildende entstehen. Dienst-Leistung 

will gelernt sein. 

Voraussetzung ist, daß man stärker als bisher 

auf Wettbewerb, Innovation und Dienstlei­

stungen setzt. Wenn wir nicht endlich verste­

hen, daß der Übergang von der Industriege­

sellschaft zur Wissensgesellschaft im Zeital­

ter der Globalisierung mehr ist als ein Kon­

junkturphänomen, werden wir in die Irre lau­

fen, so Bundesbildungsminister Jürgen Rütt­

gers mit Blick darauf, daß das Dienstlei­

stungsgewerbe zwischen 1982 und 1991 

neunmal so stark gewachsen sei wie die In­

dustrie. 

Die Deutsche Bahn AG, eine der größten eu­

ropäischen Dienstleistungsunternehmen in 

der Verkehrswirtschaft, macht mit ihrem Vor­

stoß für eine stärkere Verbundausbildung in 

der Verkehrsbranche ein Angebot, wie sich 

zusätzliche Ausbildungsplätze schaffen las­

sen. Dies ohne zusätzliche öffentliche Sub­

ventionen und insbesondere ohne neue büro­

kratisch sowie arbeitsmarkt-und betriebsfern 

organisierte Finanzierungsmodelle. 

Anfragen richten Sie bitte an: 

DBAG 

Dienstleistungszentrum Bildung, DZB 

Stephensonstraße 1, 60326 Frankfurt/M. 

Telefon (0 69) 9 73 31 40 15. 

Ii Blickpunkt 

Förderung des Ausbildungs­
potentials bei ausländischen 
Betrieben 

Dagmar Beer 
Studium der Politikwissen­

schaft, Mitarbeit im For­

schungsprojekt "Jugend 

und Berufsausbildung in 

Deutschland" und Mitar­

beiterin in der Abteilung 

1.1 "Sozialwissenschaft/i­

ehe Grundlagen der Be­

rufsbildung" im Bundesin­

stitut für Berufsbildung, 

Berlin 

Bernhard Dresbach 
Studium der Soziologie, 

Mitarbeit im Forschungs­

projekt "Jugend und Be­

rufsausbildung in Deutsch­

land" und Mitarbeiter in 

der Abteilung 1.2 "Qualifi­

kationsstruktur und Be­

rufsbildungsstatistik" im 

Bundesinstitut für Berufs­

bildung, Berlin 

Mona Granato 
Studium der Politikwissen­

schaft, Volkswirischaft und 

/slamwissenschaft, Mitar­

beit im Forschungsprojekt 

"Jugend und Benifsausbil­

dung in Deutschland" und 

Mitarbeiterin in der Abtei­

lung 1.1 "Sozialwissen­

schaftliche Grundlagen der 

Berufsbildung" im Bun­

desinstitut für Berufsbil­

dung, Berlin 

Durch den Anfang der 90er Jahre er­

folgten starken Abbau betrieblicher 

Ausbildungsplätze wird für immer 

mehr Jugendliche der Zugang zur 

beruflichen Qualifikation und damit 

der Einstieg ins Erwerbsleben ver­

sperrt. ln der Konkurrenz um die ins­

gesamt knappen Ausbildungsplätze 

sind vor allem Jugendliche ohne 

Schulabschluß und Schulabgänger 

ausländischer Herkunft die Verlierer. 

Es gilt daher in den nächsten Jahren 

vor allem, neue Ausbildungspoten­

tiale zu schaffen bzw. zu aktivieren. 

Ein solches bisher vernachlässigtes 

Potentialliegt bei den ausländischen 

Betrieben. 

Nach einer Berechnung des Instituts der 

deutschen Wirtschaft, Köln, existieren der­

zeit ca. 280 000 ausländische Betriebe im 

IHK- und HwK-Bereich, wobei mit 88 Pro­

zent der Schwerpunkt im Bereich von Indu­

strie und Handel liegt. In der Regel sind es 

Kleingewerbetreibende, die vorrangig im 

Handel- und Gastgewerbe anzutreffen sind. 1 

Im Rahmen dieser Untersuchung wird ge­

schätzt, daß ca. 90 000 ausländische Betriebe 

in der Lage wären, Jugendliche auszubilden, 

also etwa ein Drittel. Doch nur 13 Prozent 

der ausländischen Betriebe bilden derzeit 

aus. Immerhin sind ca. 27 Prozent der be­

fragten ausländischen Betriebe an Ausbil­

dung grundsätzlich interessiert. Gelingt es, 

Ausbildungshemmnisse abzubauen und die 

Ausbildungsmotivation der ausländischen 

Unternehmen zu erhöhen, so wird es mög­

lich, zusätzliche Ausbildungsplätze für Ju-
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gendliche, unabhängig von der Nationalität, 

zu schaffen. Neben der Schaffung neuer Aus­

bildungsplätze können Aktivitäten zur Förde­

rung der Ausbildungsfähigkeit ausländischer 

Unternehmen auch zu einer höheren gesell­

schaftlichen Anerkennung dieser Betriebe in 

der Bundesrepublik und in den jeweiligen 

Regionen führen. 

Es stellt sich also die Frage, wie die Ausbil­

dungsbereitschaft ausländischer Betriebe in 

Deutschland - über das Aktionsprogramm 

des BMBF "zur Mobilisierung von Lehrstel­

len bei ausländischen Unternehmen" hinaus 

- gefördert werden kann, wobei zunächst die 

Ausbildungshemmnisse aus der Sicht der 

ausländischen Betriebe betrachtet werden 

müssen. 

Ausbildungshemmnisse aus 
der Sicht der Betriebe 

Die Betriebsinhaber nennen im wesentlichen 

folgende Gründe, die gegen ein (zusätzliches) 

Ausbildungsengagement sprechen: 

1. Mangelnder Informationsstand über die 

Grundlagen der dualen Ausbildung. 

2. Der Betrieb ist für eine Ausbildung zu 

klein. 

3. Fehlende Ausbildungsvoraussetzungen 

und -erfahrungen der Betriebe bzw. fehlende 

Ausbildereignung. 

Mangelnde Informationen über 
die Grundlagen der Ausbildung 

Der Informationsstand über die duale Ausbil­

dung, insbesondere über Rechte und Pflich­

ten von Ausbildungsbetrieb und Auszubil­

denden, Ausbildungsberufe, -vergütung und 

Inhalt des Ausbildungsvertrags, ist bei aus­

ländischen Unternehmen, die noch nicht aus­

bilden, sehr niedrig. Danach sind zwei Drittel 

der Befragten gar nicht bzw. kaum über diese 

wesentlichen Fragen der dualen Ausbildung 

informiert (ohne die nicht antwortenden Be­

triebe). 

Hinzu kommt, daß viele ausländische Be­

triebsinhaber mit der in Deutschland prakti­

zierten Form der betrieblichen Ausbildung 

nicht vertraut sind. Obwohl 38 Prozent der 

Betriebe kaum Informationen haben über 

Ausbildungsvergütungen, hält die Mehrheit 

sie für zu hoch. Ein ähnliches Bild zeigt sich 

bei den rechtlichen Rahmenbedingungen der 

Ausbildung. Obwohl weniger als die Hälfte 

angibt, darüber informiert zu sein, wird häu­

fig die Meinung geäußert, die rechtlichen 

Vorschriften zur Ausbildung seien zu um­

fangreich und zu kompliziert. Gezielte Infor­

mationen können hier Vorurteile abbauen 

und zu einer rationalen Abwägung der Vor­

und Nachteile der eigenen Ausbildungstätig­

keit führen . 

Der Betrieb ist für eine Ausbildung 
zu klein 

Die Hälfte der befragten Betriebe gibt an, 

daß ihr Betrieb für eine Ausbildungstätigkeit 

zu klein sei. Tatsache ist, daß mit steigender 

Betriebsgröße auch der Anteil an Ausbil­

dungsbetrieben steigt. Ausländische Kleinst­

betriebe weisen eine geringe Ausbildungs­

quote auf. Personelle und finanzielle Mittel 

fehlen, aber auch die räumliche und techni­

sche Ausstattung genügt häufig nicht den 

Ausbildungsvorschriften. Fest steht aller­

dings, daß die Unternehmensgröße kein Hin­

derungsgrund für die Ausbildung ist. 

Es wäre im jeweiligen Einzelfall zu prüfen, 

ob durch finanzielle Unterstützung der Ein­

zelbetriebe und/oder durch einen regionalen 

Ausbildungsverbund zusätzliche Ausbil­

dungspotentiale in diesen Betrieben geschaf­

fen werden können. 

Mit Hilfe von Ausbildungsverbünden können 

insbesondere bei ausländischen Kleinbetrie­

ben zusätzliche Ausbildungsplätze geschaf-

fen werden. Zur Zeit existieren je nach Bun­

desland unterschiedliche finanzielle Förder­

modelle zur Verbundausbildung, zum Teil 

auch gefördert aus Landesmitteln. 2 Auch in 

diesem Zusammenhang gilt es, Erfahrungen 

verschiedener Institutionen, Verbände und 

zuständiger Stellen für die regionale und 

lokale Umsetzung von Ausbildungsverbün­

den zu nutzen. 

Fehlende Ausbildungsvoraus­
setzungen und Ausbildereignung 

Die fehlenden Ausbildungsvoraussetzungen 

bzw. Ausbildungserfahrungen werden als 

dritter wesentlicher Hinderungsgrund für 

Ausbildungstätigkeit genannt. So haben 35 

Prozent der Betriebe keinen Ausbilder, und 

bei 32 Prozent mangelt es an Praxiserfahrun­

gen. In der Mehrheit sind in den Betrieben 

keine Personen vorhanden, die die notwendi­

gen Qualifikationen als Ausbilder besitzen. 

Neben fehlender AEVO-Prüfung liegt es 

nach der Untersuchung des Zentrums für 

Türkeistudien vor allem daran, daß heimat­

liche Berufsabschlüsse in Deutschland nicht 

anerkannt werden oder aber der Betriebsin­

haber keinen formalen Berufsabschluß be­

sitzt und vorhandene Berufserfahrungen als 

Voraussetzungen nicht ausreichen. 3 

Qualifizierung für die Ausbildertätigkeit ist 

somit ein wesentlicher Faktor für die Erhö­

hung des Ausbildungspotentials bei ausländi­

schen Betrieben. Beratung und Qualifizie­

rung müssen dabei an den interkulturellen 

und mehrsprachigen Lern- und Lebenserfah­

rungen von ausländischen Betriebsinhabern 

ansetzen. 

Handlungsfelder 

Die Verbesserung des Informationsstandes 

der ausländischen Betriebsinhaber erfordert 

zunächst eine Erhöhung des Kenntnisstandes 

über die duale Ausbildung. An zweisprachi-
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ges Informationsmaterial ist dabei ebenso zu 

denken wie an die Einbeziehung ausländi­

scher Multiplikatoren. Die positiven Erfah­

rungen bei der Ausbildungsmotivierung von 

Jugendlichen ausländischer Herkunft mit 

ausländischen Multiplikatoren sollten hier 

genutzt werden. Ausländische Betriebsinha­

ber mit Ausbildungserfahrungen können in 

Kooperation mit den ausländischen Unter­

nehmensverbänden andere Zugangswege zu 

ausländischen Betrieben finden. In Kenntnis 

der spezifischen Besonderheiten dieser Ziel­

gruppe ist davon auszugehen, daß diese Mul­

tiplikatoren am ehesten geeignet sind, diese 

Zielgruppe zu erreichen. Des weiteren ist ge­

zielt das Konzept des Ausbildungsplatzent­

wicklers bzw. Lehrstellenakquisiteurs bei 

den zuständigen Stellen auf das Ausbil­

dungspotential ausländischer Betriebe zu 

richten. Auch die Ausbildungsberater bei den 

Kammern sollten sich verstärkt um die Aus­

schöpfung der Ausbildungskapazitäten bei 

ausländischen Betrieben bemühen. 4 

Durchgängig sind hierbei nationalitätsspezi­

fische Besonderheiten zu berücksichtigen. 

So könnten, unter Beteiligung der entspre­

chenden ausländischen Verbände, Institutio­

nen und Vereine, regionale Informationsver­

anstaltungen für Betriebsinhaber spezifischer 

Nationalitäten gesondert durchgeführt wer­

den, um mögliche sprachliche und kulturelle 

Besonderheiten ebenso einbeziehen zu kön­

nen wie interkulturelle Aspekte in den natio­

nalitätsübergreifenden Qualifizierungsmaß­

nahmen selbst. Der eigentliche Lernprozeß 

innerhalb von Weiterbildungsmaßnahmen 

sollte interkulturell organisiert sein. 

Im nächsten Schritt gilt es, die Ausbilderqua­

lifikation zu verbessern. Lehrgänge zur Vor­

bereitung auf die Ausbildereignungsprüfung 

und die Prüfungsbedingungen selbst sind auf 

die Zielgruppe der ausländischen Betriebsin­

haber zuzuschneiden. Neben der möglichen 

Zweisprachigkeit von Lehrgangsmaterialien 

ist die Sprachförderung, insbesondere die 

Förderung der Zweisprachigkeit, als integra-

ler Bestandteil einer Gesamtförderung zu 

konzipieren. Sprachliches, fachtheoretisches 

und pädagogisches Lernen sind dabei mit 

dem Ziel der Erweiterung der Kommunika­

tionsfähigkeit zu verknüpfen. 

I Besondere Kompetenz 
mehrsprachiger 

Betriebsinhaber sollte 
im Mittelpunkt 

aller Förderung stehen 

Vorhandene Lernmaterialien, Qualifikations­

konzepte und -erfahrungen aus der Aus- und 

Weiterbildung von Jugendlichen und Er­

wachsenen ausländischer Herkunft sind bei 

der inhaltlichen Ausgestaltung von Maß­

nahmen zur Förderung des Ausbildungspo­

tentials ausländischer Betriebe einzubezie­
hen.5 

Nur vor diesem Hintergrund wird es möglich 

sein, bisherige Lehrgangsmaterialien und 

-konzeptionen um interkulturelle und zwei­

sprachige Aspekte des Lernens zu erweitern. 

Wie schon in der Erstausbildung für Jugend­

liche ausländischer Herkunft sollte bei der 

Beratung und Qualifizierung dieser Zielgrup­

pe ein regionales Netzwerk aufgebaut wer­

den, mit dem Ziel der Ansprache nicht nur 

der Betriebsinhaber ausländischer Herkunft, 

sondern auch der Kammern und anderer Trä­

ger von möglichen Bildungsmaßnahmen. 

Durch solche regionalen Netzwerke können 

individuelle und einzelbetriebliche Erfah­

rungen ausgetauscht und verbreitet sowie ei­

ne Lobby für ausländische Ausbildungsbe­

triebe in den jeweiligen Regionen geschaffen 

werden. 

Das Aktionsprogramm des BMBF und die 

Programme einzelner Bundesländer sind hier 
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ein Anfang. Es gilt allerdings darüber hinaus 

unter Verantwortung bzw. Einbeziehung der 

Kammern - insbesondere der IHK6 sowie 

der ausländischen Unternehmensverbände -, 

Maßnahmen vor Ort zum Abbau der be­

schriebenen Ausbildungshemmnisse zu ent­

wickeln und durchzuführen. 
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